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Rundbrief 05/2019                                  04.06.2019
Termine der LAG-SH
06. Juni 2019

Treffen Koordinierungsausschuss Patientenbeteiligung in Potsdam 

07. Juni 2019

8. Behindertenpolitische Konferenz in Potsdam 
13. Juni 2019

LBB-Sitzung in Potsdam 
19. Juni 2019

Brandenburger Präventionskonferenz in Potsdam

28. Juni 2019

Vorstandssitzung beim ZfK in Potsdam 
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Tag der Inklusion 2019
(tantower wordpress)
Anlässlich des bundesweiten „Tag der Inklusion“ hatte das Deutsche Rote Kreuz (DRK) am 07.05.2019 zu einem Infotag auf den Prenzlauer Marktberg-Platz eingeladen, um sich bei Trägern wie der Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe Brandenburg (LAG-SH) oder der Volkssolidarität über deren Hilfsangebote zu informieren. Das Informationsangebot wurde leider kaum von Interessenten angenommen und so endete der Informationstag, der um 10.00 Uhr begonnen hatte, bereits gegen 13.00 Uhr. Aber wie heißt es so schön: „Der gute Wille zählt!“. Und so schauten auch Prenzlaus Bürgermeister Hendrik Sommer und Sozialdezernent Henryk Wichmann kurz vorbei, um sich bei den Ausstellern über deren Arbeit zu informieren. 
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Blinde Menschen vom Europawahlkampf ausgeschlossen – BSVB verschickt Zeugnisse 
(DBSV-Pressemitteilung vom 09.05.2019)
Kann sich ein blinder Mensch selbständig auf die Europawahl vorbereiten? Kann er oder sie die unterschiedlichen politischen Positionen vergleichen, um sich eine Meinung zu bilden? Blinde und auch viele sehbehinderte Personen nutzen einen Screenreader, ein elektronisches Vorleseprogramm, um im Internet zu surfen. Zwischen dem 17. und dem 24. April 2019 hat ein blinder Redakteur des DBSV mit einem kostenfrei verfügbaren Screenreader die Internetseiten, Wahlprogramme und Social-Media-Kanäle aller zur Europawahl 2019 zugelassenen Parteien überprüft und mit Schulnoten bewertet. Auf dieser Basis hat der DBSV dann eine Rangliste erstellt. Seit vielen Jahren gibt es klare Standards, wie Internetseiten und PDF-Dateien barrierefrei zu gestalten sind, so dass blinde User sie lesen können. Auch Twitter und Facebook haben sich auf Menschen mit Seheinschränkung zubewegt, beispielsweise durch die Möglichkeit, Bilder mit Beschreibungen zu versehen. Leider ist nur ernüchternd wenig davon bei Deutschlands Parteien angekommen. So bietet keine einzige Partei Bildbeschreibungen auf den sozialen Medien an und nur eine Partei, Bündnis C, stellt ein barrierefreies Wahlprogramm im PDF-Format zur Verfügung. Die Qualität der Internetseiten ist dagegen breit gestreut, von gut zugänglich bis völlig unnavigierbar. 
Erläuterungen zur Vorgehensweise, die vollständigen Ergebnisse des Tests, die Rangliste der Parteien und die Zeugnisse unter: www.dbsv.org/zeugnisvergabe.html
Ein Festakt mit der „Königin im Rollstuhl“ – Hoffnung auf das Unmögliche!
(Pressemitteilung EUTB Bernau)
Mit einem Festakt feierte die EUTB-Bernau am 10. Mai 2019 ihr einjähriges Jubiläum. Anlässlich des europäischen Aktionstages zur Gleichstellung der Menschen mit Behinderung wurden Empowermentprozesse gefeiert, die in den letzten Jahren in Gang gebracht wurden. Das Fest wurde durch eine finanzielle Förderung von Aktion Mensch ermöglicht. Ehrengäste der Abendveranstaltung waren Dr. Stephania Sabel, die aus ihrem Leben als taubblinde Königin, evangelische Bischöfin und alleinerziehende Mutter erzählte und Paralympicsiegerin Marianne Buggenhagen, die berichtete, wie sie Sportlern aus der Region die Teilnahme an den Special Olympics ermöglichen will. Ein musikalisches Geburtstagsständchen gab der AWO-Chor Bernau. Anja Binder, Leiterin der EUTB-Bernau, hat den Abend mit einer kleinen Rede eröffnet. Zum Abschluss gab es bei einem kleinen Festmahl die Möglichkeit zu Gesprächen untereinander. Dabei wuchsen Ideen zu Kooperationen für die Special Olympics in Berlin 2023 zwischen Frau Buggenhagen und Frau Dr. Sabel heran. 
Die EUTB-Bernau ist ein Angebot des Landesverbands für körper- und mehrfachbehinderte Menschen Berlin-Brandenburg e.V. (LVKM). Die EUTB-Beratungsstelle wird seit März 2018 durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) gefördert und bietet niedrigschwellige Beratung für Menschen mit Behinderung (auch drohender) und deren Angehörige an. Ratsuchende erhalten
 kostenfreie und unabhängige Beratung, Hilfe und Unterstützung zu allen Fragen rund um das Leben mit einer Einschränkung. Im Jahr 2018 hat die Beratungsstelle von der Eröffnung im März bis Dezember insgesamt 317 Beratungen durchgeführt. Dabei waren die überwiegende Anzahl an Ratsuchenden im erwerbsfähigen Alter zwischen 27 und 65 Jahren. Deutlich wurde auch, dass am häufigsten Beratungen am Telefon (37 Prozent) durchgeführt wurden, 27 Prozent in persönlichen Gesprächen. 
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Fachforum Gesundheitswirtschaft:
(Bericht: Astrid Wegner)
Die Gesundheitswirtschaft ist einer der wichtigsten Wirtschaftszweige in der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg. Am 15. Mai 2019 fand im Tagesspiegel-Haus in Berlin das Fachforum Gesundheitswirtschaft mit dem Thema: “Gesunde Aussichten für die Hauptstadtregion?“ statt. Es waren sehr viele Vertreter aus Politik, Wirtschaft, Gesundheit und Vereinen vor Ort. Nach der Begrüßung sprach Herr Michael Müller, regierender Bürgermeister von Berlin, über den Stand der Digitalen Patientenakte in Deutschland. Vorgesehen ist, dass die Digitale Patientenakte ab 2021 in allen Krankenhäusern und Arztpraxen vorhanden ist. Dazu soll ein Kooperationsvertrag zwischen Charité und Vivantes geschlossen werden. Die Transparenz der Patientendaten soll bei jedem Patienten selbst liegen. Der Patient entscheidet mit, welche Krankendaten in der Digitalen Patientenakte für alle zur Verfügung stehen sollen. Im zweiten Teil der Tagung ging es um die Ansiedlung von Start-ups in Berlin und Brandenburg. Beide Standorte sind weltweit hoch angesehen und werden auch von der Regierung sehr begrüßt. Im dritten Teil der Tagung ging es um Versorgungssicherheit und –qualität von Patienten. Dr. Martin Danner, Sprecher des Koordinierungsausschusses der Patientenvertretung beim G-BA, machte deutlich, welche Hindernisse noch beseitigt werden müssen (gerade im ländlichen Raum), um das Ziel 2021 umsetzen zu können. 
LAG-SH: Tag der offenen Tür 
(tantower.wordpress.de vom 20.05.2019)
Die Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe Brandenburg e.V. (LAG-SH BB) besteht seit 1991 als führende Dachorganisation der Behindertenselbsthilfe. Mittlerweile ist sie auf 19 Mitgliedsverbände mit rund 13.000 Einzelmitgliedern, verteilt im Land Brandenburg, angewachsen. Am 20. Mai 2019 wurde zum “Tag der offenen Tür“ eingeladen. Von 10 bis 13 Uhr nutzten Vertreter aus Selbsthilfe, von Verbänden und aus der Lokalpolitik die Möglichkeit sich über die Arbeit der LAG-SH und der dort ansässigen Teilhabeberatungsstelle (EUTB), der Patientenvertretung Brandenburg („Koordinierungsstelle für Patientenbeteiligung“) und den sonstigen Aktivitäten rund ums Thema „Menschen mit Behinderung“ zu informieren. Die evangelische Salveytal-Grundschule zu Tantow hatte zu dieser Gelegenheit im Rahmen einer Projektarbeit zum Thema Inklusion ein „Spendenschwein“ gebastelt. 
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Empfang der Selbsthilfe in Potsdam
Am 18. Mai startete in allen Bundesländern wie auch in Brandenburg eine Aktionswoche der Selbsthilfe unter dem Motto „Wir hilft“. Brandenburger Selbsthilfeorganisationen und Kontaktstellen öffneten jeweils an einem Tag in dieser Woche ihre Pforten für Interessierte oder boten verschiedene Veranstaltungen an. So lud der Paritätische Landesverband Brandenburg am 22. Mai 2019 zu einem Empfang ein. Einfach mal danke sagen – darum ging es bei dem bunten Nachmittag. Betroffene und Ehrenamtliche, die in Selbsthilfe aktiv sind, stellten sich und ihre Arbeit vor. Die LAG-SH war ebenfalls mit einem Stand vertreten. Moderatorin Nadine-Claire Geldener führte durch ein buntes Programm mit Livemusik, Tanzgruppe und Trommelgruppe, Modenschau sowie einer Boxvorführung. Bei Kaffee und Kuchen bot sich die Gelegenheit des gegenseitigen Kennenlernens. 





Kulturelle Teilhabe: Brandenburger Inklusionspreis an vier Projekte für Kunstschaffende verliehen
(MASGF, Pressemitteilung vom 08.05.2019)
Alle Menschen mit Behinderungen haben laut UN-Behindertenrechtskonvention das Recht, gleichberechtigt mit anderen am kulturellen Leben teilzunehmen. Aber Kunstschaffende mit Beeinträchtigungen haben es in der öffentlichen Wahrnehmung immer noch sehr schwer. Deshalb steht der Brandenburger Inklusionspreis in diesem Jahr unter dem Motto „Inklusive Kunst“. Am 08.05.2019 verliehen Sozialministerin Susanna Karawanskij und Dr. Elke Mandel, Beauftragte der Landesregierung für die Belange der Menschen mit Behinderungen, den Preis an vier Preisträger. Die Preisträger sind:
· Lebenshilfe für Menschen mit geistiger Behinderung Landesverband Brandenburg e.V. für das inklusive Kunstprojekt „Dahmshöher ART“ (Fürstenberg/Havel, Oberhavel)

· Theater im Schuppen e.V. für die inklusive Theatergruppe „B-Rührung“ und das inklusive Festival „Junges Theater“ (Frankfurt/Oder)

· die „Schreibwerkstatt Liteclub“ des Literaturclubs am Haus der Begegnung (Potsdam) sowie 

· der „Distelhof“ – Inklusionsort für Begegnung und Kreativität für das Projekt „ErfahrungsRaum für Kinder und Jugendliche mit und ohne Behinderung“ (Karstädt, Prignitz)

Die Preisträger erhalten mit der Auszeichnung jeweils 2.000 Euro. Neben den vier Preisträgern würdigte Landesbehindertenbeauftragte Dr. Elke Mandel zwei weitere Projekte mit einer besonderen Anerkennung und jeweils 1.000 Euro. Dabei handelt es sich um den Lebenshilfe Brandenburg-Potsdam e.V. aus Brandenburg an der Havel für die Ideen bei der Umsetzung des „Tanztheater Anders“ sowie die Secret Forest GmbH aus Berlin für die Ideen bei der Umsetzung des „Inklusives Zurück zu den Wurzeln Festival“, das jedes Jahr im Juni bei Niedergörsdorf (Teltow-Fläming) stattfindet. 
[image: image16.jpg]



„Wie wähle ich?“ – Karawanskij unterstützt mit Lottomitteln Wahl-Projekt für Menschen mit Behinderungen
(MASGF, Presseinformation vom 19.05.2019)
Der Lebenshilfe für Menschen mit geistiger Behinderung Landesverband Brandenburg e.V. bietet vom 19. Bis 21. August 2019 in der Bildungs- und Begegnungsstätte „Haus Dahmshöhe“ in Fürstenberg/Havel das Seminar „Wie wähle ich?“ für Menschen mit Lernschwierigkeiten an. Unterstützt wird das Projekt mit rund 10.800 Euro aus Lottomitteln. Sozialministerin Susanna Karawanskij betonte, dass das Wahlrecht zu unseren fundamentalen demokratischen Grundrechten gehört und niemand pauschal wegen einer Behinderung davon ausgeschlossen werden darf. Deshalb sei es ein großer Erfolg, dass in diesem Jahr bei der Kommunalwahl und bei der Landtagswahl endlich auch Menschen mit geistiger Behinderung in Vollbetreuung in Brandenburg aktiv wählen können. Mit dem Wahl-Seminar bekommen Interessierte eine gute Vorbereitung in leichter Sprache für die Landtagswahl. Sie werden in die Lage versetzt, frei und selbstbestimmt ihre Stimme abzugeben. Brandenburg ist das dritte Bundesland, das sein Wahlrecht entsprechend der UN-Behindertenrechtskonvention im Punkt politische Teilhabe geöffnet hat. 
Bundesratsinitiative: Patientenorientierung verbessern 
(MASGF, Presseinformation vom 01.05.2019)
Mit einer Bundesratsinitiative will Brandenburg die Patientenorientierung und damit die Patientensicherheit verbessern. Patientinnen und Patienten sollen mehr Informationen über ärztliche und pflegerische Aktivitäten, die ihre individuelle Behandlung betreffen, bekommen. So sollen u.a. Patientinnen und Patienten nach jeder ambulanten oder stationären Behandlung einen Patientenbrief erhalten, der sie verständlich über die Diagnose, die Behandlung, Einnahme von Medikamenten und angemessenen Gesundheitsverhalten aufklärt. Das Kabinett stimmte der Initiative von Gesundheitsministerin Susanna Karawanskij zu. Bereits im Juni 2018 hatte die 91. Gesundheitsministerkonferenz (GMK) der Länder die Patientenorientierung zu einem Schwerpunktthema gemacht und als gemeinsamen Antrag aller Bundesländer den einstimmigen Beschluss „Patientenorientierung als Element einer zukunftsweisenden Gesundheitspolitik“ mit konkreten Maßnahmen gefasst. Ministerin Karawanskij betonte, dass die Bundesregierung jedoch viele wichtige Punkte zurückgewiesen oder entwertet hat. Sie sagte, dass das nicht zu akzeptieren sei und sie deshalb diese Bundesratsinitiative auf den Weg bringt. 

Letzte Einzelheiten zum „Pflege-TÜV“ festgelegt
(BAG SELBSTHILFE, Pressemitteilung erweiterter QAP Qualitätsdarstellungsvereinbarung)
Nach langen Diskussionen wurde am 19.03.2019 die Überarbeitung des sogenannten Pflege-TÜVs im Qualitätsausschuss verabschiedet. Die Pflegebedürftigen Vertretung hat hier ein Mitberatungsrecht. Es ist an einigen Stellen gelungen, wichtige Anliegen der Pflegebedürftigen Vertretung einzubringen, so z.B. Informationen zum Outsourcing von Dienstleistungen (z.B. Wäsche) und der Zubereitung von Mahlzeiten in den Einrichtungen. Für den Bereich der Angaben der Barrierefreiheit gab es jedoch deutlich weitergehende Vorstellungen mit präziseren Angaben. Dennoch ist die Barrierefreiheit auch in der verabschiedeten Fassung teilweise abgebildet: So wird in allgemeiner Form die Frage der Barrierefreiheit bei den einrichtungsbezogenen Informationen abgefragt, deren Beispiele jedoch leider stark auf die bauliche Barrierefreiheit abzielen. An anderer Stelle ist die Frage nach der „Unterstützung bei der Beeinträchtigung der Sinneswahrnehmung (Sehen, Hören)“ als Ergebnis der externen Qualitätsprüfung des MDK aufgeführt. Die Pflegebedürftigen Vertretung wird jedoch darauf drängen, dass das Thema Barrierefreiheit politisch in einer umfassenden Weise verstanden wird und bei einer etwaigen neuen Überarbeitung (im Sinne eines lernenden Systems) nochmals aufgegriffen wird. 
Was ist Selbsthilfe?
(BAG SELBSTHILFE, Pressemitteilung vom 04.04.2019)
Nahezu jeder fünfte in Deutschland hat einen Migrationshintergrund, doch auch wenn sie eine Behinderung oder chronische Erkrankung haben, sind die betroffenen Menschen in der gesundheitsbezogenen Selbsthilfe bisher eher seltener vertreten. Die Gründe dafür sind vielfältig: Sprachbarrieren, kulturelle Unterschiede oder auch religiöse Gründe, Eine der Hauptursachen ist aber, dass das Konzept der Selbsthilfe in vielen Kulturen nicht in der Form, wie sie in Deutschland seit Jahrzehnten verbreitet ist, bekannt ist. Das will die BAG SELBSTHILFE ändern und hat deshalb mit dem in Berlin lebenden Syrer Firas Alshater zwei Videos produziert, die Menschen mit arabischen Migrationshintergrund das Selbsthilfeprinzip auf dem YouTube Kanal „ZUKAR“ näherbringen und zur Teilhabe einladen. Der Umgang mit Erkrankungen und Behinderungen wird in anderen Kulturkreisen unterschiedlich gehandhabt. Häufig werden diese Themen eher im engsten Familienkreis besprochen. Dieser ist bei vielen zugewanderten Menschen aber nicht immer vor Ort und häufig stehen sie so mit gesundheitlichen Problemen alleine da. Selbsthilfe kann an dieser Stelle die Funktion eines sozialen Netzwerks übernehmen und wichtige Unterstützung bieten. 
https://www.youtube.com/channel/UCZtL0Z52RsNiwbHsRXaSlxQ
https://de-de.facebook.com/zukar4u/
Bundesteilhabepreis 2019
(BAG SELBSTHILFE, E-Mail vom 21.05.2019)
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) lobt erstmals in diesem Jahr den Bundesteilhabepreis für eine gelungene inklusive Sozialraumgestaltung aus. Ab sofort können sich Interessierte bewerben. Gesucht werden Gute-Praxis-Beispiele und Modellprojekte, die vorbildlich für den inklusiven Sozialraum und bundesweit auf Kommunen und/oder den ländlichen Raum übertragbar sind. Der Preis wird als Teil der InitiativeSozialraumInklusiv (ISI) von der Bundesfachstelle Barrierefreiheit ausgeschrieben. Eine unabhängige Jury, der mehrheitlich Vertreter und Vertreterinnen der Verbände von Menschen mit Behinderungen angehören, wählt die Preisträger aus. Um die Vielfalt des inklusiven Sozialraums thematisch aufzuzeigen, hat der Bundesteilhabepreis jedes Jahr einen anderen Schwerpunkt. In diesem Jahr ist das Thema die „Inklusive Mobilität“. Der Preis ist mit insgesamt 17.500 Euro (1. Preis 10.000 Euro) dotiert. Bewerben können sich alle Akteure mit Bezug zum öffentlichen und privaten Nahverkehr, insbesondere Verkehrsdienstleister, Verkehrsträger, Verkehrsplanende oder auch Anbieter von digitalen Lösungen, die mit Gute-Praxis-Beispielen und Modellprojekten einen inklusiven Sozialraum erfahrbar machen und zur Nachahmung anregen. 
Patientenvertretung begrüßt Verbesserungen bei der Bedarfsplanung der Kassenärzte 
(Patientenvertretung im G-BA, Pressemitteilung vom 15.05.2019)
Am 15.05.2019 hat der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) eine umfassende Änderung der Bedarfsplanungsrichtlinie beschlossen. Die Patientenvertretung hat bereits lange gefordert, dass bei der Bedarfsplanung, also bei der Frage, wie viele Ärzte in einer Region tätig werden können, auch die Krankheitshäufigkeit der Versicherten und sozioökonomische Faktoren berücksichtigt werden. Mit der Neufassung werden nun Alter, Geschlecht und die regionale Krankheitslast bei der Festlegung der Einwohner-Arzt-Verhältniszahlen berücksichtigt. Auch im Hinblick auf den barrierefreien Zugang zu Arztpraxen hat der G-BA mehrere Regelungsvorschläge der Patientenvertretung aufgenommen. So muss künftig in den Bedarfsplänen transparent an Hand bestimmter Kriterien abgebildet werden, wie sich die Barrierefreiheit von Arztpraxen in den Einzugsgebieten der jeweiligen Kassenärztlichen Vereinigung darstellt. Die Patientenvertretung begrüßt außerdem, dass künftig der Bedarf von PatientInnen bei etlichen Arztgruppen besser berücksichtigt wird. So z.B. die Anpassung der Verhältniszahlen in mehreren Arztgruppen, insbesondere bei den Kinder- und Jugendärzten, bei den Psychotherapeuten und Nervenärzten sowie die Bildung von Mindest- und Höchstquoten bei mehreren Artzgruppen, vor allem bei den Fachärzten für Innere Medizin und Rheumatologie. 
Steuergerechtigkeit für Menschen mit Behinderungen gefordert
(Pressemitteilung Behindertenbeauftragter vom 05.05.2019)
Anlässlich des Europäischen Protesttages zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen forderte Jürgen Dusel, Behindertenbeauftragter der Bundesregierung, die steuerliche Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen. „Der Pauschalbetrag für Menschen mit Behinderungen im Einkommensteuerrecht ist seit 44 Jahren – seit 1975 – nicht erhöht worden,“ so Dusel. „Das widerspricht der wirtschaftlichen Realität, ist niemandem zu vermitteln und schlichtweg ungerecht.“ Jürgen Dusel appelliert an die Bundesregierung, sich dieses Themas anzunehmen und den Pauschalbetrag deutlich zu erhöhen. Im Einkommensteuergesetz sind die „Pauschbeträge für behinderte Menschen, Hinterbliebene und Pflegepersonen“ geregelt. Hintergrund ist, dass Menschen mit Behinderungen im Alltag häufig höhere Kosten als Menschen ohne Behinderungen haben, z.B. höhere Mobilitätskosten. Der Pauschbetrag ist gestaffelt nach Grad der Behinderung (GdB). Weitergehende Ausgaben können als „außergewöhnliche Belastungen“ abgesetzt werden. Dies ist jedoch mit erhöhtem Aufwand sowohl für Steuerzahler als auch für die Finanzämter verbunden. 
Alles zum Thema Hilfsmittel: REHADAT-Portal mit neuer Suche online
(Pressemitteilung REHADAT vom 14.05.2019)
Seit dem 14.05.20119 ist das neue Portal REHADAT-Hilfsmittel mit dem deutschlandweit umfangreichsten Marktüberblick online. Nutzerinnen und Nutzer können alle wichtigen Informationen über Hilfsmittel und technische Arbeitshilfen nun noch einfacher und schneller unter www.rehadat-hilfsmittel.de finden. Interessierte finden mit wenigen Klicks Antworten auf diese und ähnliche Fragen: 
· Welche Hilfsmittel gibt es?

· Mit welchen technischen Hilfen kann ein Arbeitsplatz angepasst werden?

· Welche rechtlichen Grundlagen gelten?

· Wie ist die Finanzierung geregelt?

· Welche Akteure sind für die Versorgung zuständig?

· Wie laufen Versorgungsprozesse und Antragsverfahren ab?

Das Portal bietet zudem eine App-Suche, Seminare zum Thema Hilfsmittel, ein umfangreiches Lexikon zur Teilhabe, Neuigkeiten im Hilfsmittelbereich und vieles mehr. 
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